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Den Ausbau der Antidiskriminierungsberatung fortführen – den Koalitionsvertrag umsetzen

Beschluss: Angenommen im Konsens

Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses sowie des Berliner Se-

natsund sozialdemokratischen Mitglieder des Bundestages auf, sich gegenüber der Bundesregie-

rung dafür einzusetzen, dass zur Fortführung des Förderprogramms respekt*land die erforderlichen

Gelder bereitgestellt werden. Dabei soll eine Aufstockung derMittel imVergleich zumaktuellen För-

derjahr das Ziel sein, da die Überführung in eine Verstetigung erfahrungsgemäß mit höheren Auf-

wänden einhergeht.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag festgeschrieben, dass sie „mit den Ländern […] das

Netzwerk zivilgesellschaftlicher Beratungsstellen gegen Diskriminierung flächendeckend ausbauen

und nachhaltig finanzieren [will]“. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) hat zu diesem

Zweck das Förderprogramm respekt*land aufgelegt, über das seit zwei Jahren 36 Projekte finanziert

werden, durch die dieser Ausbau realisiert wird. ImHaushaltsentwurf für 2025 sind bisher keine Gel-

der vorgesehen, um das zur Verstetigung der Projekte vorgesehene dritte Jahr zu finanzieren.

Überweisen an

Landesparteitag
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